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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Bericht 
über Maßnahmen auf dem Gebiet der Unfallverhütung im Straßenverkehr 
für das Jahr 1973 und Vollzugsplan zum Programm der Bundesregierung 
vom 23. November 1973 zur Verbesserung der Sicherheit im Straßenverkehr 
„Mehr Sicherheit auf unseren Straßen“ (Maßnahmen-Zeit-Katalog) 
sowie Fortschreibung des Verkehrssicherheitsprogramms — 
Unfaiiverhütungsbericht Straßenverkehr 1973 
— Drucksache 7/3685 — 


A. Problem 

Die Zahl der im Straßenverkehr getöteten Personen ist von 
19 193 im Jahre 1970 auf 14 601 im Jahre 1974 zurückgegangen. 
Auch im Jahre 1975 dürfte die Zahl der Getöteten nur gering- 
fügig höher sein. Trotzdem gehört bei einem internationalen 
Vergleich unter Berücksichtigung des Kraftfahrzeugbestandes 
die Bundesrepublik Deutschland noch zu den Staaten mit ver- 
hältnismäßig hohem Unfallrisiko. 


B. Lösung 

Die Bemühungen auf allen Ebenen, die Zahl der Verkehrsopfer 
zu senken, müssen besonders für den innerstädtischen Verkehr 
und bei Zweiradfahrern energisch fortgesetzt werden. Die Bun- 
desregierung soll künftig in Abständen von zwei Jahren über 
die getroffenen Maßnahmen berichten. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/4164 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Straßmeir 


Der Bericht der Bundesregierung in Drucksache 
7/3685 wurde durch Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 17. September 1975 ge- 
mäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung dem Aussdiuß 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 24. September 1975 behan- 
delt. 

Der Ausschuß nahm zur Kenntnis, daß die Zahl der 
im Straßenverkehr getöteten Personen von 19 193 im 
Jahre 1970 auf 14 601 im Jahre 1974 zurückgegan- 
gen ist. Auch im Jahre 1975 dürfte die Zahl der Ge- 
töteten nur geringfügig höher sein, was keine Um- 
kehr des günstigen Trends bedeutet, weil 1974 we- 
gen der Energiekrise und der zeitweiligen Fahrver- 
bote eine besondere Lage gegeben war. Die Ver- 
kehrssicherheitspolitik in den vergangenen Jahren, 
an der neben der Bundesregierung und den Ländern 
auch zahlreiche private Institutionen und ehrenamt- 
liche Kräfte mitgewirkt haben, hat demnach zu 
einem erheblichen Erfolg geführt. Trotzdem ist nicht 
zu verkennen, daß im internationalen Vergleich die 
Bundesrepublik Deutschland immer noch zu den 
Ländern mit einem hohen Unfallrisiko gehört, wenn 
man die Zahl der Getöteten in Relation zum Kraft- 
fahrzeugbestand sieht. Je 1 000 Kraftfahrzeuge ent- 
fielen 1972 im Bundesgebiet 1,1 Todesopfer, in Groß- 
britannien und USA 0,5 Todesopfer, in Schweden 
nur 0,4 Todesopfer. Die deutsche Vergleichszahl hat 
sich jedoch in den vergangenen drei Jahren wesent- 
lich verbessert. 

Bei der Beratung der Vorlage wurden im Aus- 
schuß folgende Anregungen gegeben, die in die 
künftigen Überlegungen des Bundesministers für 
Verkehr zur Verkehrssicherheitspolitik einfließen 
sollten: 

1. Rechtspflicht zur Anlegung von Sicherheitsgurten 

Der Ausschuß nahm zur Kenntnis, daß der Bundes- 
minister für Verkehr durch Änderung der Straßen- 
verkehrsordnung die Verpflichtung einführen will, 
vorgeschriebene Sicherheitsgurte auch anzulegen. 
Von einer Bußgeldandrohung soll abgesehen wer- 
den, weil aus technischen Gründen die Ausrüstungs- 
pflicht mit Sicherheitsgurten für ältere Fahrzeuge — 
Baujahr 1969 und früher — nicht eingeführt werden 
kann. Der Bundesminister für Verkehr geht davon 
aus, daß bei einem Unfall derjenige Kraftfahrzeugin- 
sasse, der entgegen dieser geplanten Vorschrift den 
Sicherheitsgurt nicht angelegt hat, sich unter dem 
Gesichtspunkt des Mitverschuldens nach § 254 BGB 
eine Reduzierung seines Sciiadensersatzanspruches 
wird gefallen lassen müssen. 

Der Ausschuß billigt diesen Standpunkt grundsätz- 
lich, er hält es jedoch für erforderlich, daß die Ver- 
kehrsteilnehmer auf diese nachteiligen Folgen bei 


Verletzung der Vorschrift über das Anlegen von 
Sicherheitsgurten ausreichend unterrichtet werden. 

2. Gesundheitsfragebogen für Führerscheinbewerber 

Der Bundesminister für Verkehr hat für die Ge- 
sundheitskontrolle für Führerscheinbewerber eine 
sehr liberale Lösung angekündigt, die darauf ab- 
zielt, daß der betreffende Bewerber selbst einen 
Gesundheitsfragebogen ausfüllt und diesen mit 
einem Arzt seiner Wahl erörtert. Eine behördliche 
Kontrolle ist nicht vorgesehen; das Schwergewicht 
dieses Verfahrens liegt bei der Eigenverantwortung 
des Bewerbers selbst. 

Der Ausschuß bezweifelt, daß Aufwand und Nut- 
zen dieses Verfahrens für die Verkehrssicherheit in 
einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. 
Er hält daher eine Überprüfung dieser Überlegungen 
für erforderlich. 

3. Sehtest für ältere Führerscheininhaber 

Im Ausschuß sind Zweifel darüber laut geworden, 
ob es vertretbar ist, den Sehtest erst vom 60. Le- 
bensjahr einzuführen, weil eine Verminderung der 
Sehtüchtigkeit häufig schon früher beginnt. 

4. Tempo 100 auf zweibahnigen Bundes- und Land- 
straßen 

Der Ausschuß begrüßt einmütig die endgültige 
Einführung von Tempo 100 auf zweibahnigen Bun- 
des- und Landstraßen. Er hält jedoch eine stärkere 
Differenzierung durch Verkehrsschilder nach unten 
und in Ausnahmefällen auch nach oben entsprechend 
den örtlichen Gegebenheiten für erforderlich. Im 
überörtlichen Straßennetz sind zahlreiche Strecken- 
abschnitte enthalten, die keinesfalls mit Tempo 100 
befahren werden können. 

5. Richtgeschwindigkeit 130 auf Bundesautobahnen 

Der Ausschuß begrüßt die Absicht des Bundes- 
ministers für Verkehr, den Großversuch mit Richt- 
geschwindigkeit 130 auf Autobahnen bis zum 
30. September 1977 durchzuführen und erst danach 
auf der Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse 
über eine endgültige Regelung für Autobahnen zu 
entscheiden. Im Ausschuß ist jedoch der Wunsch 
geäußert worden, mehr als bisher an den Autobah- 
nen auf die Richtgeschwindigkeit 130 hinzuweisen. 

6. Bekämpfung besonderer Unfallschwerpunkte 

Die Entwicklung der Unfallzahlen im innerstädti- 
schen Verkehr und bei Zweiradfahrern erfordert 
eine verstärkte Aufmerksamkeit. Im Ausschuß ist 
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der Wunsch geäußert worden, zu prüfen, ob Bundes- 
mittei für die Arbeit der örtlichen Verkehrswachten 
und der Oragnisationen für Schülerlotsen eingesetzt 
werden können, um deren Arbeit zu verstärken. 

Der Ausschuß hält es übereinstimmend für aus- 
reichend, wenn der Unfallverhütungsbericht Straßen- 
verkehr zukünftig nur noch in Abständen von zwei 
Jahren dem Parlament vorgelegt wird. In dem Be- 
richt sollte auf folgende Fragenbereiche eingegangen 
werden: Verkehrssicherheitskonzeption der Bundes- 


regierung, Analyse der bisherigen Unfallentwick- 
lung, Erfolgskontrolle bisheriger Maßnahmen, und 
zwar getrennt für Mensch, Fahrzeug und Straße, 
Fortschreibung des Maßnahmenzeitkataloges und 
Tabellenanhang. 

Der Ausschuß schlägt Kenntnisnahme von dem 
vorgelegten Bericht und eine Entschließung mit dem 
Ziel vor, die Bundesregierung zu veranlassen, den 
Bericht künftig im Abstand von zwei Jahren vorzu- 
legen. 


Bonn, den 24. September 1975 


Straßmeir 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Bericht — Drucksache 7/3685 — wird Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, den Unfallverhütungsbericht Straßen- 
verkehr künftig in zweijährigem Abstand, und zwar jeweils zum 31. Dezem- 
ber eines Jahres, vorzulegen. 


Bonn, den 24. September 1975 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Straßmeir 

Vorsitzender Berichterstatter 
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